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Die Parteien im Verwaltungsrechtsſtreite. 


Nach der zur Zeit als die herrſchende zu bezeichnenden Theorie 
des öffentlich-rechtlichen Streitverfahrens kann ein Verwaltungsrechts⸗ 
ſtreit ſich immer nur zwiſchen dem öffentlichen Ganzen beziehungsweiſe 
ſeiner das Ganze vertretenden Verwaltung einerſeits und ihrem Theile 
anderſeits bewegen (vergl. Rechtsſprechung des Großh. Verwaltungs 
gerichtshofs, Band I, S. 25), oder — anders ausgedrückt — um 
einer verwaltungsgerichtlichen Klage Eingang zu verſchaffen, muß der 
Kläger den Nachweis erbringen, daß die öffentliche Verwaltung ihm 
gegenüber ein Verhalten beobachtet hat, welches mit einem beſtimmten 
Geſetze nicht in Einklang ſteht und eben damit das Intereſſe des 
Klägers verletzt, welches durch dieſes Geſetz geſchützt fein ſollte (vgl. 
ebenda I, S. 26). 

Die Begründung dieſer Lehre, welche folgerichtig dazu führt, 
daß der öffentlichen Verwaltung jeweils die Parteirolle des Beklagten, 
dem einzelnen Theile, deſſen Intereſſe verletzt (oder bedroht) wurde, 
jene des Klägers zufallen muß, wird — kurz gefaßt — darin gefun⸗ 
den, daß ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältniß nur zwiſchen einem 
öffentlich-rechtlichen Verbande (dem Staate und deſſen engeren Theil 
verbänden, wie Kreiſe, Gemeinden ꝛc.) einer- und den einzelnen Ver⸗ 
bandsgliedern (ſeien dies phyſiſche oder ſelbſt wieder juriſtiſche Perſonen) 
anderſeits beſtehen könne, nicht aber auch zwiſchen den einzelnen 
Gliedern eines öffentlich-rechtlichen Verbandes unter ſich. 

Die Theorie findet ſich in präciſeſter Weiſe zuſammengefaßt in 
dem bekannten Werke von K. J. Schmitt: „Die Grundlagen der 
Verwaltungsrechtspflege“, Stuttgart 1878, woſelbſt es (S. 124, 
125) heißt: 

„Als Parteien im Verwaltungsrechtsſtreite können immer 
nur einerſeits die Verwaltung, ſei es eine communale oder 
ſtaatliche, anderſeits ein der betreffenden Verbindung angehöriges 


Aus der „Zeitſchrift für badiſche Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“. 


Mitglied, ſei es ein Einzelner oder ſelbſt wieder eine engere 

Verbindung als Theil einer größeren, auftreten. 

Die nicht ſeltene Meinung, als konnten auch Einzelne gegen 
Einzelne oder ein Glied gegen ein anderes Glied derſelben 
Verbindung für ſich einen Verwaltungsrechtsſtreit führen, iſt 
irrig.“ 

Und weiter unten: 

„Während die Privatrechte aus privaten, entſpringen die 
öffentlichen Rechte aus öffentlichen Verhältniſſen. Da nun das 
Weſen dieſer Letzteren in der Beziehung jedes einzelnen Gliedes 
einer bleibenden Verbindung zu allen Anderen oder der Ver— 

„bindung als Ganzes zu jedem Theile beſteht, ſo iſt nicht einzu— 
ſehen, wie gleichwohl ein Einzelner mit einem Einzelnen oder 
ein Theil mit einem anderen Theil einer Verbindung für ſich 
ein öffentliches Rechtsverhältniß bilden kann.“ 

Auf dieſer Grundlage gelangt der Verfaſſer ganz folgerichtig auf 
die weiteren Sätze, daß 

„Die Rolle des Klägers in der Regel dem einzelnen 
Gliede, die des Beklagten der öffentlichen Verwaltung zufallen 
werde.“ 

(Ausnahmen von dieſer Regel laſſen ſich übrigens nur ſchwer oder 
gar nicht conſtruiren), und weiter, daß 

„neben der öffentlichen Verwaltung noch einen beſonderen 
Staatsanwalt als ſogenannten Vertreter des öffentlichen Intereſſes 
zu beſtellen, nicht nur vollkommen überflüſſig, ſondern ſogar 
ungehörig ſei; von einigem Belang könnte er nur bei Ver⸗ 
waltungsrechtsſtreitigkeiten aus communalen Beziehungen ſein.“ 
(Vgl. „Grundzuge“ S. 125.) 

Die letzteren Sätze ſind näher ausgeführt in der „Zeitſchrift 
für badiſche Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“, Jahrgang 1871, 
S. 89 ff. 

Daß die oben vorgetragene Lehre mit der praktiſchen Ausge— 
ſtaltung der Verwaltungsrechtspflege durch die poſitive Geſetzgebung 
nicht durchweg in Einklang ſich befinde, konnte einem ſo ſcharfſinnigen 
Beurtheiler nicht entgehen; er mußte vielmehr alsbald erkennen, daß 
directe Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen mehreren Armenverbänden (auf der 
Grundlage des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes), zwiſchen mehreren Ge- 
meinden und abgeſonderten Gemarkungen (auf der Grundlage des 
Straßengeſetzes) u. dgl. m., in Menge vorkommen, obſchon ſolche nach 
dargelegten Regeln nicht zuläſſig erſcheinen müßten. 

Es wird deßhalb zur Beſeitigung des Einwandes beigefügt 
(S. 125 der Grundzüge): 

„Die ſcheinbaren Ausnahmen, welche poſitive Geſetze in der 
Zulaſſung verwaltungsgerichtlicher Klagen auſweiſen, z. B. in 
Baden, find im Grunde nur proceſſualiſche Abkürzungen, die 
ſich leicht auf die richtige Beziehung reduciren laſſen und über⸗ 
haupt nicht ohne Bedenken ſind.“ 

Die hier erwähnte Reduction auf die richtige Beziehung, wie 
der Verfaſſer ſich ausdrückt, dürfte indeß — bei Anwendung der auf 


Seite 144 der Grundzüge gegebenen bezüglichen Anleitung — in 
manchen Fällen (z. B. bei einem Rechtsſtreit zwiſchen Armenverbänden 
in verſchiedenen Bundesſtaaten) nicht geringe Schwierigkeiten verurſachen. 

Die der obigen entgegenſtehende Anſchauung (wonach ein öffent— 
lich⸗rechtlicher Rechtsſtreit auch unter den einzelnen Mitgliedern oder 
unter den Theilverbänden eines gemeinſamen größeren öffentlich- recht⸗ 
lichen Verbandes ſtattſinden kann) findet ſich — wenigſtens in der 
badiſchen Rechtsliteratur — nur wenig vertreten (vgl. hiezu „Zeit- 
ſchrift für badiſche Verwaltung ꝛc.“ 1869, S. 89, und 1873, S. 212 
(Dr. J. Kohler); ſie wird gleichwohl — unter dem Zugeſtändniß, daß 
die Fälle, in welcher die öffentliche Verwaltung als die eine, und zwar 
als die beklagte Partei erſcheint, in der Praxis überwiegen, als die 
juriſtiſch richtigere anzuſehen ſein. 

Die herrſchende Lehre ſetzt in erſter Linie voraus, daß der Zweck 
des verwaltungsgerichtlichen Rechtsſtreits in allen Fällen dahin gehen 
muß, eine Verletzung des Intereſſes des Klägers, welche Folge einer 
Anordnung der Verwaltung iſt und wobei eine mißbräuchliche oder 
irrthümliche Anwendung einer beſtehenden geſetzlichen Vorſchrift ſtatt— 
gefunden hat, wieder auszugleichen. 

Die Tendenz der verwaltungsgerichtlichen Klage — dieſelbe 
wird bei Schmitt, Grundzüge ꝛc. S. 125 bezeichnender Weiſe als 
eine Art Negatorienklage charakteriſirt — geht alſo ſtets dahin, einem 
Verletzten zu einer in integrum restitutjo gegen das ihm von Seiten 
der öffentlichen Verwaltung in geſetzwidriger Weiſe zugefügte Unrecht 
zu verhelfen. 

Dieſe Auffaſſung iſt indeß ſchon an ſich zu eng; ſie widerlegt 
ſich zum Theil ſchon dadurch, daß nach der — nunmehr wohl feſt⸗ 
ſtehenden — Gerichtspraxis die Feſtſtellungsklage auch im 
öffentlich-rechtlichen Verfahren zugelaſſen wird. (Vgl. Rechtsſprechung 
des Großh. Verwaltungsgerichtshofs, I, S. 74, 75, II, S. 32, 33.) 

Darnach kann, wer ein bereits vorhandenes rechtliches Intereſſe 
an der nachgeſuchten Entſcheidung darzuthun vermag, noch bevor eine 
Anordnung der öffentlichen Verwaltung mit benachtheiligenden Wir- 
kungen ihm gegenüber ergangen und beziehungsweiſe in Vollzug geſetzt 
worden iſt, eine Entſcheidung des Spruchgerichts darüber herbeiführen, 
ob dieſe oder jene öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit nach den beſtehen⸗ 
den Geſetzen für ihn begründet iſt oder nicht. 

Eine ſolche Entſcheidung kann mithin auch das einzelne, inner— 
halb eines öffentlichen Verbandes ſtehende Mitglied gegen ein anderes 
Mitglied desſelben Verbandes zu erwirken veranlaßt ſein, wenn ſie 
ſich in Meinungsverſchiedenheiten darüber befinden, welche öffentlich— 
rechtliche Anſprüche oder Verbindlichkeiten aus den Rechtsverhältniſſen 
des Verbandes zu dieſem oder unter ſich abzuleiten ſind, vorausgeſetzt, 
daß ſie ein actuelles Intereſſe daran haben, dies alsbald feſtgeſtellt zu 
ſehen, um hiernach ihr künftiges rechtliches Verhalken einrichten zu 
können. 

Die öffentliche Verwaltung ihrerſeits hat in derartig gelagerten 
Fällen noch keinerlei Veranlaſſung, ſich mit der Angelegenheit zu 
befaſſen; eine Anordnung derſelben iſt alſo noch nicht ergangen. 

Ein ſolcher Fall wird beiſpielsweiſe vorliegen, wenn ein Armen⸗ 
verband vor die Nothwendigkeit einer Unterſtützungsleiſtung geſtellt 
wird und alsbald mit dem nach ſeiner Meinung verpflichteten anderen 
Armenverband wegen Anerkennung der endgiltigen Unterſtützungspflicht 
in Verhandlung tritt und — wenn Einigung nicht zu erzielen iſt — 
die verwaltungsgerichtliche Feſtſtellung herbeiführt. 

Ein derartiger Streitfall läßt ſich indeß auch in folgender Weiſe 
conſtruiren: Von dem (auf beſtimmte Zahl von Looſen beſchränkten) 
Bürgergenuſſe wird demnächſt ein Loos frei werden; zwei Bewerber 
halten ſich zum Einrücken in dieſen Genußtheil für berechtigt und 
ſtreiten über ihr Vorgangsrecht (Rang). Beide haben, um wegen 
der Gründung eines eigenen Hausſtandes oder der Einrichtung eines 
ſelbſtſtändigen Gewerbes (8 106 G.⸗O.) rechtzeitig das Nöthige vor— 
kehren zu können, ein dringendes Intereſſe daran, daß über die Richtig⸗ 
keit oder Unrichtigkeit ihrer Anſprüche alsbald in maßgebender Weiſe 
Feſtſtellung erfolge. 

Die Gemeindebehörde hat in dieſem Falle zunächſt keine Ver⸗ 
anlaſſung zu einer Anordnung. 

Allerdings muß, damit die Feſtſtellung des Spruchgerichts der 
Gemeinde gegenüber Wirkſamkeit erlange und maßgebend erſcheine, die 
Beiladung der Gemeinde zu dem Rechtsſtreit erfolgen; Letztere wird 
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aber bei dem Mangel eines eigenen Intereſſes an dem Ausgang der 
Sache dieſer Beiladung keine Folge geben. 

Die oben erwähnte Anſchauung dürfte aber weiterhin auch aus 
allgemein rechtlichen Gründen eine zu eng beſchränkte ſein: 

Die Aufgabe der Rechtspflege iſt vor Allem die Rechtſprechung, 
das heißt die autoritative Entſcheidung darüber, was in einem einzelnen 
Rechtsverhältniß rechtens iſt und was nicht, oder mit anderen Worten, 
welche der vorgetragenen ſtreitigen Meinungen hierüber mit dem be— 
ſtehenden Geſetze in Einklang ſteht und welche nicht. Der Zweck, das 
geſetzwidrig geſtörte oder zerſtörte Recht wieder in integrum einzuſetzen 
und die ſachlichen Folgen einer geſchehenen Rechtsverletzung wieder 
auszugleichen, iſt erſt ein ſecundärer. — 

Dies gilt ohne Zweifel gleichmäßig für das Gebiet des öffent⸗ 
lichen wie für jenes des Privatrechts, wobei allerdings zugegeben 
werden muß, daß — weil die Rechtspflege aus Gründen rechts- 
politiſcher Natur ein individuelles rechtliches Intereſſe des Rechts- 
begehrenden an der Entſcheidung vorausſetzt, alſo ein Entſcheidungs⸗ 
begehren rein akademiſcher Art nicht geſtattet und nicht geſtatten kann 
— die Feſtſtellungsklage immer die Ausnahme bilden wird. 

Aber auch in einer Reihe ſolcher Rechtsſtreitigkeiten, bei welchen 
es ſich nicht um Feſtſtellung allein handelt, ſondern Leiſtungen oder 
Unterlaſſungen begehrt werden, iſt es — zumal bei der Mannigfaltig— 
keit der im Lauf der Zeit durch die Reichs- und Landesgeſetzgebung 
der Verwaltungsrechtspflege zugewieſenen Aufgaben — nicht mehr 
ausſchließbar, daß innerhalb eines gemeinſamen öffentlich- rechtlichen 
Verbandes (im weiteſten Sinne des Wortes) einzelne Verbandsglieder 
gegen Verbandsglieder, und als ſolche auch einzelne phyſiſche Perſonen, 
die öffentlich-rechtliche Klage erheben können. 

Außer den bereits von Schmitt ſelbſt hervorgehobenen Fällen 
(§ 2 Ziff. 10 und 13 und § 3 Ziff. 12 des Geſetzes vom 14. Juni 
1884) wären beiſpielsweiſe auzuführen: 

§ 2 Ziff. 6, 15, 16, 17, 23, 24, 8 3 Ziff. 14 des Geſetzes 
vom 14. Juni 1884; 

§ 12 Abſ. 3 des Geſetzes über die Invaliditäts- und Alters— 
verſicherung vom 22. Juni 1889; 

§ 10 und 12 des land- und forſtwirthſchaftlichen Unfall 
verſicherungsgeſetzes vom 5. Mai 1886; N 

§ 58 Abſ. 2 8 65, 72, 73, 76 c Abſ. 2 des Krankenver⸗ 

ſicherungsgeſetzes (vom 15. Juni 1883, reſp. 10. April 1892) 

u. A. m. 

Es bedarf hiernach bei der Zulaſſung derartiger Verwaltungs— 
rechtsſtreitigkeiten keineswegs der im Eingang erwähnten etwas ſpitz— 
findigen Erklärung auf dem Wege einer „Abkürzung des Verfahrens“, 
und man kommt auch darüber hinweg, in der Conſtruirung der Partei 
rollen im Verwaltungsrechtsſtreite ſo künſtliche Auswege erſinnen zu 
müſſen, wie dies in dem Urtheil des Großh. Verwaltungsgerichtshofes 
vom 4. November 1891 (vgl. „Zeitſchrift für badiſche Verwaltung ec.“ 
1892, Seite 23 ff.) zur Wahrung des Grundſatzes geſchehen mußte. 
Die rechtliche Conſtruction war hiernach kurz folgende: 4 

Der Staat in feiner Eigenſchaft als Vermögensſubject (Fiscus) 
— es muß hier eingeſchaltet werden, daß das Fiſchereirecht in den 
öffentlichen Gewäſſern dem Staate, nicht etwa dem, ein abgeſondertes 
Vermögen mit beſonderen Inhabern darſtellenden, Domänengrundſtock 
zuſteht, dem Letzteren vielmehr nur zur Adminiſtration überwieſen iſt 
— klagte im verwaltungsgerichtlichen Wege gegen den Staat (als 
Bezirksverwaltungsbehörde), weil dieſer in letzterer Eigenſchaſt den 
Fiscus zur Zahlung eines Entſchädigungscapitals für ein auf ihn 
übergegangenes Fiſchereirecht genöthigt hat, welches Fiſchereirecht bis 
dahin die Anſtößerin, daß iſt eine Wäſſerungsgenoſſenſchaft, ausgeübt 
hatte. Wiederum der Staat (die oberſte Verwaltungsbehörde als Ver⸗ 
treterin des öffentlichen Intereſſes) hat ſich dahin ausgeſprochen, daß 
die Anſicht des Fiscus begründet, jene der Bezirksverwaltung unrichtig 
ſei; es beſtand hiernach (wie auch der Gr. Verwaltungsgerichtshof 
annahm) ſchon vor dem Verhandlungstermin überhaupt kein Streit 
mehr; denn der Widerſpruch der untern Verwaltung mußte, wenn 
man nicht den Gedanken der Einheitlichkeit der Staatsverwaltung 
überhaupt aufgeben will, durch den Ausspruch der oberſten Verwaltungs— 
behörde als eliminirt angeſehen werden. 

Nun war aber die Wäſſerungsgenoſſenſchaft, an welche die Ent⸗ 
ſchädigung gezahlt werden ſollte und welche das eigentliche rechtliche 
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Intereſſe an der Entſcheidung hatte, dem Streite beigeladen worden 
und auch beigetreten, den obwaltenden Umſtänden nach als Neben⸗ 
intervenientin und Streitgenoſſin des Staats (als untere Ver⸗ 
waltungsbehörde). Eine ſolche Streitgenoſſenſchaft war aber nach § 64 
C.⸗P.⸗O. von dem Augenblicke an nicht mehr zuläſſig, in welchem 
der Staat ſelbſt den Widerſpruch aufgegeben hatte; denn der Neben- 
intervenient kann nicht mit der Hauptpartei ſelbſt in Gegenſatz treten. 

Der Gr. Verwaltungsgerichtshof hat (materiell gewiß mit vollem 
Recht) gleichwohl Urtheil erlaſſen, obſchon der Meinungsſtreit des 
Staates mit ſich ſelbſt (d. i. zwiſchen den verſchiedenen Eigen- 
ſchaften des Staates unter ſich) bereits durch die Entſcheidung der 
oberſten Verwaltungsbehörden beigelegt war und obſchon anderwärts 
(ogl. Zeitſchrift für badiſche Verwaltung ꝛc. 1892 S. 217) ein der⸗ 
artiger Streit unter den die einzelnen Seiten der Staatsthätigkeit 
vertretenden Organen mit allem Grunde als unſtatthaft bezeichnet 
worden iſt. 2 

Dieſer eigenartige Rechtsfall läßt erkennen, wie ſchwierig es ſich 
in der Praxis geſtalten kann, eine beſtimmte Theorie bis zu ihren 
äußerſten Conſequenzen feſtzuhalten und eine wohl für die Regel zu— 
treffende Lehre zum ausnahmeloſen Princip zu erheben. 

Nach der anderen — hier als die richtige bezeichnete — Auf⸗ 
faſſung lag ganz einfach ein Rechtsſtreit zwiſchen dem Fiscus und 
der bisher fiſchereiberechtigten Wäſſerungsgenoſſenſchaft vor, während 
die obere Verwaltungsbehörde ihre Aeußerung nur im Intereſſe der 
richtigen Geſetzesanwendung abzugeben veranlaßt war. 

Bei dieſer Auffaſſung hat nämlich die Beſtellung einer beſon— 
deren Art von Staatsanwaltſchaft als Vertretung des öffentlichen 
Intereſſes ihre guten Gründe, weil die Regierung Werth darauf legen 
muß, die Auslegung und Anwendung der Geſetze durch die mit der 
Ausführung betrauten Verwaltungsorgane mit derjenigen durch die 
Rechtswiſſenſchaft und durch die Judicatur der öffentlich-rechtlichen 
Spruchgerichte thunlichſt in Einklang zu halten und zu dieſem Behufe 
in jedem Falle noch vor Erlaſſung des Rechtsfpruchs mit ihrer eigenen 
Anſicht gehört zu werden. 

Man wird deßhalb das Vorgetragene dahin reſumiren dürfen: 

Als Parteien im Verwaltungsrechtsſtreite werden zwar der Regel 
nach der öffentliche Verband einer- und das einzelne Verbandsglied 
anderſeits, und zwar der Erſtere in der Rolle des Beklagten erſcheinen; 
dieſe Regel iſt aber keine ausnahmsloſe; vielmehr iſt es — nament— 
lich bei der Feſtſtellungsklage — nicht ausgeſchloſſen, daß auch einzelne 
Verbandsmitglieder (phyſiſche oder ſelbſt wieder juriſtiſche Perſonen) 
unter ſich in Streit befangen ſind und eine Entſcheidung des Spruch— 
gerichts erwirken können. Web 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Rollbahnen, rückſichtlich welcher die Vorausſetzungen der 1. alinea 
des § 1 des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes vom 14. September 
1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, zutreffen, bedürfen, je nachdem fie als 
ſelbſtſtändige Herſtellung oder als Beſtandtheil der durch ſie zu be⸗ 
dienenden Fabriksanlage aufzufaſſen ſind, nach § 1 leg. eit. ent⸗ 
weder nur des in den allgemeinen Geſetzen vorgeſchriebenen Bau⸗ 
conſenſes, oder als gewerbliche Betriebsanlagen des Conſenſes der 
Gewerbsbehörden I. Inſtanz. 

Mit dem Erlaſſe des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. Mai 
1889, 3. 15.901, wurde der k. k. priv. Südbahn⸗-Geſellſchaft die 
Bewilligung zur Benützung des Bahngrundes in der Station P. 
für die Anlage einer ſich von der Station P. zur Hufnagelfabrik 
des C. N. erſtreckenden Rollbahn unter der Vorausſetzung der Ge— 
nehmigung des außerhalb des Bahnbereiches gelegenen Theiles der 
Anlage durch die competente politiſche Behörde ertheilt. 

Mit dem am 18. September 1889 überreichten Geſuche iſt der 
Bevollmächtigte des Fabriksbeſitzers E. T. um Genehmigung des 
außerhalb des Bahnterritoriums befindlichen Theiles der Rollbahn— 
anlage eingeſchritten. 

Hierüber hat die Statthalterei in G. im Grunde der 88 21 
bis 24 der Miniſterial⸗Verordnung vom 29. Mai 1880, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 57, und in analoger Anwendung des § 18 der Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 25. Jänner 1879, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, die politiſche 
Begehung der fraglichen Strecke vorgenommen und auf Grund des 


Ergebniſſes dieſer Amtshandlung mit der Entſcheidung vom 25. October 
1889, 3. 23.924, nachträglich den Bauconſens für den nicht auf 
Bahngrund gelegenen Theil der Rollbahn ertheilt. 

Ueber den hiegegen ſeitens des E. T. eingebrachten Recurs 
hat des Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 19. Auguſt 
1896, 3. 22.522, im Einvernehmen mit dem Eiſenbahnminiſterium 
die angefochtene Statthalterei-Entſcheidung von Amtswegen wegen 
Incompetenz behoben und der Bezirkshauptmannſchaft in G. die ent- 
ſprechende Verfügung über das erwähnte Geſuch des E. T. aufs 
getragen, „weil die fragliche Anlage, rückſichtlich welcher die Vor— 
ausſetzungen des 1. alinea des Eiſenbahn-Conceſſionsgeſetzes vom 
14. September 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, zutreffen, je nachdem fie 
als ſelbſtſtändige Herſtellung oder als Beſtandtheil der durch ſie zu 
bedienenden Fabriksanlage aufzufaſſen iſt, nach $ 1 leg. cit. ent⸗ 
weder nur des in den allgemeinen Geſetzen vorgeſchriebenen Bau— 
conſenſes bedarf, oder aber dem im III. Hauptſtücke der Gewerbe⸗ 
ordnung für gewerbliche Betriebsanlagen vorgezeichneten Verfahren 
unterliegt, andererſeits aber, ſoweit überhaupt in den allgemeinen 
Geſetzen ein Bauconſens für derartige Anlagen vorgeſchrieben iſt, keine 
geſetzliche Beſtimmung beſteht, welche die Ertheilung desſelben der 
Statthalterei zuweiſen würde, und ſoweit die fragliche Anlage als 
gewerbliche Betriebsanlage angeſehen wird, die Conſensertheilung für 
dieſelbe von der Competenz der Gewerbebehörden I. Inſtanz ebenfalls 
nicht ausgenommen erſcheint.“ In. R 

I. 


Zu den im § 153 St.⸗G. begünſtigten Beamten gehört auch der 
gemeindeumtlich beſtellte Nachtwächter. 

Der von einer Gemeinde als Nachtwächter beſtellte Heinrich S. 
wurde, während er in Verrichtung dieſes Dienſtes begriffen war, von 
Franz A. und Thomas S. körperlich leicht beſchädigt. Im Gegenſatze 
zur Anklage, welche dieſen Vorfall der Strafbeſtimmung des § 153 
St.⸗G. unterſtellte, ſprach das Kreisgericht Krems laut Urtheiles 
vom 7. November 1898 die Angeklagten nur der Uebertretung des 
§ 312, ſtrafbar nach 8 313 St.⸗G. mit Arreſt von einem bis auf 
ſechs Monate, ſchuldig. Es ging von der Anſicht aus, daß als 
Regierungsgeſchäft im Sinne des § 101 St.-G. nur jene gemeinde- 
amtlichen Functionen angeſehen werden können, welche in den über— 
tragenen Wirkungskreis der Gemeinde fallen. Der Caſſationshof, deſſen 
Entſcheidung die Staatsanwaltſchaft anrief, hob mit Entſcheidung vom 
3. Februar 1899, Z. 17.637, das Urtheil nach 8 288, 3.3 St.-P.⸗O. 
auf und verwies die Strafſache zur nochmaligen Verhandlung und 
Entſcheidung an das Kreisgericht zurück. 

Gründe: Die von der Staatsanwaltſchaft angebrachte Nichtig— 
keitsbeſchwerde iſt begründet, denn jede Gemeinde beſorgt Regierungs- 
geſchäſte nicht nur im übertragenen, ſondern auch in dem ihr zuge- 
wieſenen ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe, inſoweit ſie als autonomes 
Organ auch das Allgemeinintereſſe vertritt und durch Förderung des 
allgemeinen Wohles Zwecke der ſtaatlichen Obſorge verwirklichen hilft.! 
Die dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde überwieſenen 
Aufgaben ſind theils wirthſchaftlicher, theils obrigkeitlicher Natur; 
die letzteren gehören überwiegend dem Gebiete der Polizei an, ſo die 
Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes, die Sorge 
für die Erhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres u. ſ. w. 
Dieſe geſammte Thätigkeit charakteriſirt fi) als der ſtaatlichen Obſorge 
zuſtehende Pflege des Gemeinwohls und unterliegt unzweifelhaft der 
ſtaatlichen Beaufſichtigung. Die Ausübung des Nachtwächterdienſtes 
iſt daher jedenfalls auch als ein Regierungsgeſchäft im Sinne des 
$ 101 St.⸗G., und ein gemeindeamtlich beſtellter Nachtwächter als 
öffentlicher Beamter im Sinne des § 153 St.⸗G. anzuſehen. Allein 
die Feſtſtellungen des erkennenden Gerichtshofes über die Art und 
Weiſe der Beſtellung des Heinrich S. als Nachtwächter ſind mangel— 
haft; es läßt fi aus denſelben nicht entnehmen, ob derſelbe ordnungs— 
mäßig und gemeindeamtlich als ſolcher beſtellt wurde oder nicht. Noch 
lückenhafter find die Feſtſtellungen in Bezug auf die von den Ange- 
klagten eingewendete Nothwehr. 


1 Vgl. Entſcheidung vom 18. Februar 1881, 3. 11.467 (Nowa kſche 


Sammlung Nr. 308). 


Es mußte daher gemäß § 288, 3.3 St.-B.-D. die Er⸗ 
neuerung des Verfahrens in erſter Inſtanz wie im Enunciate verfügt 
werden. 


Notizen. 


(Vereinfachung des ſchriftlichen Verkehres der Verwaltungs⸗ 
behörden) Zu dieſem Behufe hat der Herr Miniſter des Innern die beiden nach⸗ 
ſtehenden Verfügungen getroffen: 

1. Erlaß vom 15. Februar 1899, Z. 9574 ex 1898 / M. J.: 


„Behufs Vereinfachung des ſchriftlichen Verkehres der politiſchen Behörden 
ſowohl untereinander als mit den Civilbehörden anderer Verwaltungszweige finde 


ich mich beſtimmt, anzuordnen, daß in Hinkunft die Anwendung der Bezeichnungen 
„löblich, hochlöblich und hoch“ u. dgl. bei den Titulaturen ganz zu entfallen hat. 
Ebenſo haben im Texte der Geſchäftsſtücke jene Beiſätze wegzubleiben, welche 
nur ein nach der gegenſeitigen Stellung der betreffenden Behörde ohnehin ſelbſt⸗ 
verſtändliches Verhältnis zum Ausdrucke bringen wie z. B. „dienſthöflich“, „er: 
gebenſt“, „geſchätzt“ ze. 
Endlich ſind in den an die Vorſtände der Behörden gerichteten Praſidial⸗ 


Erläſſen und Berichten alle uunöthigen Titulaturen bei der Adreſſe wegzulaſſen, 


ſo daß dieſelben in Hinkunft zu lauten hätten: 

„An den Herrn k. k. Bezirkshauptmann in 5 

„an den Herrn k. k. Statthalter in ... 9 

„an den Herrn k. k. Miniſterpräſidenten als Leiter des Miniſteriums des 
Innern ꝛc. 

Desgleichen iſt bei dieſen Ausfertigungen die eventuell gebräuchliche Schluß⸗ 
clauſel: „Genehmigen, Empfangen“ ꝛc. nicht mehr in Anwendung zu bringen. 

Auch wird künftig, dort, wo dies nicht ohnehin ſchon bisher geſchehen iſt, 
das Datum des Berichtes ſtets auf der erſten Seite rechts oben (vom Beſchauer), 
die Zahl des Berichtes links oben anzugeben ſein. 

Analoge Verfügungen ergehen gleichzeitig von den übrigen k. k. Miniſterien 
an die denſelben unterſtehenden Behörden und Aemter.“ 

2. Erlaß vom 13. Mai 1999, 3. 3131/ M. J.: 


„Nachdem nunmehr ſämmtliche Landesausſchüſſe der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreiche und Lander ihre Zuſtimmung dazu ertheilt haben, daß die 


mit dem hierortigen Erlaſſe vom 15. Februar l. J., Z. 9574/ M. J. ex 1898 
feſtgeſetzten Grundſätze zur Vereinfachung des ſchriftlichen Verkehres zwiſchen den 
k. k. Behörden untereinander künftig auch im dienſtlichen Verkehre zwiſchen dieſen 
und den autonomen Behörden beobachtet werden, haben die Beſtimmungen des 
citirten Erlaſſes nunmehr bei der geſammten Amtscorreſpondenz der dem 


k. k. Miniſterium des Innern unterſtehenden Behörden und Aemter zur Anwendung 


zu gelangen. 

Ausgenommen hievon bleibt lediglich die Correſpondenz mit den kirchlichen, 
den Hof, den k. u. k. gemeinſamen und den ausländiſchen Behörden, hinſichtlich 
welcher die bisherigen Correſpondenzformen beizubehalten ſind. 

Analoge Verfügungen werden von den anderen k. k. Miniſterien an die 
denſelben unterſtehenden Behörden und Anſtalten erlaſſen werden.“ 


(Betreffend die Verbüßung der Verſchließungsſtrafe (8 270 
St.⸗G.) in Beſſerunganſtalten) iſt nachſtehende Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 23. Jänner 1899, 3. 30.430 ex 1898, erlaſſen worden: 

„Strafun mündige, welche ſich eines Verbrechens ſchuldig gemacht haben, find 
gemäß §§ 2694) und 270 St.⸗G. „mit Verſchließung an einem abgeſonderten 
Verwahrungsorte“ zu beſtrafen, außerdem kann gemäß § 8 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89, ihre Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt für 
zuläſſig erkannt werden. 

Es find wiederholt Zweifel aufgetaucht, ob es zuläſſig ſei, die Verſchließungs⸗ 
ſtrafe ſelbſt in einer Beſſerungsanſtalt abbüßen zu laſſen. Da das Strafgeſeſetz 
ausdrücklich nur von der Verſchließung an einem abgeſonderten Verwahrungsorte 
ſpricht, daher keineswegs den Vollzug im Gerichtsgefängniſſe anordnet, unterliegt es 
keinem Anſtande, die Verſchließung in einer dem Geſetze vom 24. Mai 1885, R.⸗G.⸗ Bl. 
Nr. 89, entſprechenden Beſſerungsanſtalt vollziehen zu laſſen, und zwar gleichviel, 
ob lediglich auf Verſchließung erkannt oder außerdem noch die Zuläſſigkeit der 
Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt ausgeſprochen wurde. In dem erſteren Falle darf 


die Freiheitsentziehung die urtheilsmäßige Dauer nicht überſchreiten, in beiden 


Fällen muß die Durchführung der Verſchließung dem Urtheilsinhalte entſprechen, 
fie muß ſich insbeſondere als Freiheitsſtrafe, als eine gegenüber der bloßen Un: 
haltung in der Beſſerungsanſtalt ſtrengere Maßregel darſtellen; es muß in den 
Satzungen der Beſſerungsanſtalt für dieſen Fall Vorſorge getroffen ſein und dem 
Gerichte, in deſſen Sprengel die Beſſerungsanſtalt liegt, die Möglichkeit gewahrt 
ſein, den Strafvollzug zu überwachen. 

Handelt es ſich um Vollzug der Verſchließung in einer Beſſerungsanſtalt 
außerhalb des Sprengels des erkennenden Gerichtes, ſo wird nach Analogie des 
§ 406 St.⸗P.⸗O. vorzugehen fein. 

Vorausſetzung des aus ſachlichen Gründen ſehr zweckmäßigen Vollzuges der 
Verſchließung in einer Beſſerungsanſtalt iſt jedoch die Bereitwilligkeit der letzteren 
zur Aufnahme, foferne nicht für die Anſtalt bereits bindende Vorſchriften vorliegen 
oder in der Folge geſchaffen werden.“ 


(In Bezug auf Funde von Meteoreiſen) hat der Herr Miniſter 
des Innern unterm 30. März 1899, 3. 1711/ M. J. Folgendes erlaſſen: „Nachdem 
ſich kürzlich der Fall erreignet hat, daß ein auf heimiſchem Boden gefundenes 
Metcoreiſen einem ausländiſchen Inſtitute zum Kaufe angeboten worden iſt und 
die berufenen wiſſenſchaftlichen Inſtitute im Inlande erſt verhältnißmäßig ſpät 
von dem Funde Kenntniß erlangten, hat das Oberſtkämmerer⸗Amt Sr. k. u. k. 
Apoſtoliſchen Majeſtät zum Zwecke der eventuellen Erwerbung derartiger Objecte 
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für das naturhiſtoriſche Hofmuſeum um die Mittheilung diesfälliger Anzeigen 
erſucht. Aus dieſem Anlaſſe ſehe ich mich nach gepflogenem Einvernehmen mit 
dem Miniſterium für Cultus und Unterricht veranlaßt, auf die Beſtimmungen des 
hierortigen Erlaſſes vom 30. Juli 1853, 3. 8907/ M. J., mit dem Erſuchen 
aufmerkſam zu machen, über das Vorkommen von Objecten, welche für das natur⸗ 
hiſtoriſche Hofmuſeum oder die Akademie der Wiſſenſchaften von Intereſſe ſein 
können, ohne Verzug anher die Anzeige zu erſtatten.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Miniſterialrath im Finanzminiſterium Dr. Franz 
Freiherrn Menſi von Klarbach zum Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in 
Graz ernannt und demſelben das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Hofrath und Finanz Landesdirector in Graz 
Franz Schmidmayer zum Vicepräſidenten der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 5 

Se. Majeftit haben den Landesregierungsrath Wilhelm Pompe zum 
Hofrathe bei der Landesregierung in Czernowitz ernannt. . 5 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium 
Dr. Oscar Ritter von Fleißner und dem Bezirkshauptmanne Dr. Wilhelm 
Würfel in Czernowitz das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Miniſterialſecretäre Dr. Johann Munk und Dr. 
Friedrich Ploi, ſowie den im Finanzmiſterium in Verwendung ſtehenden Inſpector 
und Finanzrath der Generaldirection der Tabakregie Dr. Guſtav Arnold zu 
Sectionsräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Dr. Paul Freiherrn von 
Sternbach in Spalato anläßlich der von ihm bewirkten Rettung eines Menſchen 
vom Tode des Ertrinkens das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Dem Vicepräſidenten der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection 
Johann Kapf wurde anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhöchſte 
Anerkennung bekanntgegeben. . 

Se. Majeſtät haben dem Zolloberamts-Verwalter Albert Plachetka in 
Linz anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Zolloberamts⸗ 
Vicedirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
Friedrich Schulz⸗Straznicki anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den 
Titel eines Baurathes verliehen. 

Der Verwaltungs⸗Gerichtshof hat den Rathsſecretärs-Adjuncten Dr. Johann 
Hiller zum Hofſecretär und den beim Verwaltungsgerichtshofe in Verwendung 
ſtehenden Bezirkscommiſſär der mähriſchen Statthalterei Valerian Ritter von 
Pienczyköw-Pienczykowski zum Rathſecretärs⸗Adjuncten ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterraths⸗ 
präſidium Dr. Richard Forſtner von Billau zum Miniſterialſecretär ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Statthaltereiſecretär 
Felix Grafen Stainach und den Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium des 
Innern Eduard Freiherrn von Hohenbruck zu Bezirkshauptmännern in Nieder: 
Oſterreich, die Statthaltereiſecretäre Adolf Fiſcher und Karl Spätek zu Be⸗ 
zirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Theodor Eichhorn, Joſef 
Hojdar und Otio Bolleſchka zu Statthaltereiſecretären in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Rechnungsrevidenten 
Joſeſ Vetchy zum Rechnungsrathe bei der Statthalterei in Wien ernannt. 

Der Fianzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Paul Ljubiéié zum 
Finanzrathe in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Ludwig Sauli, Anton 
Tenſchert, Karl Groſſer, Joſef Schober zu Rechnungsräthen und die 
Rechnungsofficiale Karl Hieß, Anton Simon, Karl Greif, Joſef Berka zu 
Rechnungsrevidenten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrathe Dr. Konrad Stejskal in Salzburg eine Finanz? 
rathſtelle in Niederöſterreich verliehen, den Finanzſecretär Salamon Berſtl und 
die Steuer⸗Oberinſpectoren Leopold Mentzel und Dr. Alexander Soßmann zu 
Finanzräthen bei der niederöſterreichiſchen Finanz-Landes⸗Direction ernannt. 8 

Der Handels miniſter hat den Rechnungsrath Karl Schott zum Ober⸗ 
rechnungsrathe ernannt. 1 ; 0 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Joſeſ Chenevière in Abbazia 
zum Oberpoſtverwalter ernannt. 5 5 

Der Handelsminiſter hat den Poſthauptcaſſier Albrecht Gemeiner in 
Brünn zum Poſtcaſſendirector ernannt. 


Erledigungen. 


1 Bezirks⸗Thierarztesſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Steiermark 
bis 15. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 146.) 

2 Bezirkshauptmannſtellen in der VII., beziehungsweiſe 2, eventuell 
3 Statthaltereifecretärftellen in der VIII. Rangsclaſſe in Dalmatien bis 
16. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 144.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 33 und 34 der Erkenntniſſe, abminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


